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Bauboommit negativenFolgen
Amriswil und Bischofszell beklagen einen
hohen Leerwohnungsbestand. 27

Grosser Rat
kommt immer live

amFernsehen

Weinfelden Das Büro des Gros-
sen Rates hat der Frauenfelder
Kabelnetzbetreiberin Leucom
StafagAGdieBewilligungerteilt,
ab dem 28. März die Sitzungen
des Grossen Rates live zu über-
tragen.Damit soll Interessierten
Einblick in die Ratsverhandlun-
gen des Grossen Rat gewährt
werden, ohne dass sie selbst an
den Sitzungen anwesend sein
müssen, teilt das Grossratsbüro
mit. Die Leucom Stafag AG hat
ihrGesuch imJanuar 2017einge-
reicht. Bewilligt worden ist es
unter verschiedenen Auflagen.
Unter anderem müssen sämtli-
che Grossratssitzungen in Frau-
enfeld und Weinfelden übertra-
genwerden.Endloswiederholun-
gen sind nicht gestattet. Die
Zoomfunktion auf ein einzelnes
Ratsmitglied darf nicht einge-
setzt werden, ausser wenn ein
Redner ins Bild gerückt werden
soll.DassLeuTVfürdieSendung
verantwortlich ist, muss stets
deutlich vermerkt sein.

DieLeucomStafagAGhat si-
cherzustellen,dassbeiBedarf an-
dere Medien dieselben techni-
schen Übertragungswege zu
marktüblichen Preisen von der
Leucom Stafag AG nutzen kön-
nen. SehenkönnendasneueAn-
gebotdieBewohnervonungefähr
20000Haushalten,dienachAn-
gaben der LeucomStafag AG ihr
angeschlossen sind.LautDienst-
stelle für Statistik gab es Ende
2016 imKantonThurgau116 100
Privathaushalte. Fürdienichtder
Leucom angeschlossenenHaus-
halte imThurgaustellt dasUnter-
nehmen eine kostenpflichtige
Settop-Box zur Verfügung, mit
welcher die Liveübertragung
auch ohne Abonnement angese-
henwerden kann.

Der Grosse Rat verlange
nichts fürdieÜbertragungsrech-
te, sagt Grossratsratspräsidentin
Heidi Grau (FDP, Zihlschlacht)
auf Anfrage. Ob jemand ausser-
halbdesLeucom-Gebiets zahlen
werde, umdieÜbertragungenzu
sehen,könnesienicht sagen. (wu)

Patrouillen statt Polizeiposten
Abbaupläne Bis zu 11 der heute 28 Thurgauer Polizeiposten könnten einer Überprüfung durch denKanton
zumOpfer fallen. ImGrossenRat ernteten die Pläne vor allemKritik − zu entscheiden hat er allerdings nichts.
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Wenn das Thema Sicherheit dis-
kutiert wird, dann wird es im
Grossen Rat gefährlich. Zumin-
dest politisch. Das hat an der
gestrigen Parlamentssitzung
auch Sicherheitsdirektorin Cor-
nelia Komposch erfahren. Allein
die im Bericht zum «Haushalts-
gleichgewicht 2020»vonderRe-
gierunggemachteAnkündigung,
eineVerkleinerungdesbestehen-
den Polizeipostennetzes zu prü-
fen, sorgte im Parlament für viel
Kritik. Sogar von einem drohen-
den «Kahlschlag» (Jürg Wiesli,
SVP,Dozwil) war die Rede.

«Esgehtum
eineÜberprüfung»

Regierungsrätin Komposch war
vor allembemüht, die in derDe-
batte fast schon als stehende
Grösse gehandelte Schliessung
von11der insgesamt28Thurgau-
er Polizeiposten wieder aus der
Welt zu schaffen. Das seien erst
Mutmassungen. «Es geht um
eineÜberprüfungdesPostennet-
zes, nicht um eine Halbierung.»
Die Frage müsse im grösseren
Kontext gesehenwerden:«Istdie
Kantonspolizei zur richtigenZeit
mit der richtigen Leistung am
richtigen Ort?» Eine allfällige
Postenreduktion werde mit
einem spürbaren Mehrwert ein-
hergehen, versprach die Regie-
rungsrätin, etwa einer höheren
Kadenz bei Strassen- und Fuss-
patrouillen.«Wirwollennichtdie
Sicherheit herunterfahren. Das
wäre in der heutigen Situation
völlig falsch.»

Genau das aber befürchten
dieKritiker. «Hier spart derKan-
ton in seinem Kernbereich, bei
der Sicherheit», monierte etwa
Komposchs Parteikollegin SP-
FraktionschefinSonjaWiesmann
(Wigoltingen). Zwar könne man
alles schönreden, «aber gerade
der Dorfpolizeiposten ist durch
seineblossePräsenzTeil derPrä-

vention». Peter Bühler (CVP, Et-
tenhausen) stellte wie andere
Redner den Sinn der Übung
grundsätzlich in Frage: Die frei
werdenden Polizisten müssten
aufandereStandorteverteiltwer-
den,was ebenfalls Kosten verur-
sache. «Die Einsparung steht in
keinemVerhältnis zumVerlust an
Servicepublic»,monierteDaniel
Frischknecht (EDU, Romans-
horn). Die Behauptung, dass ein
Abbau von Polizeiposten mit
einem spürbaren Mehrwert für
die Bevölkerung verbunden sein
solle, empfand SVP-Kantonsrat
StephanTobler (Neukirch) garals
zynisch. «Wenn Polizisten ein-
fachmehr imAuto sitzen, verbes-
sert das das Sicherheitsgefühl
überhaupt nicht.»

Doch gab es auchRückende-
ckung für die Pläne der Regie-
rung. Zentral sei die Sicherheit
der Bevölkerung, warb Pascal
Schmid (SVP, Weinfelden) für
eine Versachlichung der Diskus-
sion.«DieAnzahlderPolizeipos-
ten ist dochkeinGarant fürmehr
Sicherheit», insistierte Schmid.
«Das war einmal.»Die Bevölke-
rung seimobiler geworden,«also
muss es auch die Polizei sein».
Auch für Cornelia Zecchinel
(FDP, Kreuzlingen) überwogen
klar die Vorteile. Eine allfällige
Verkleinerung des Postennetzes
kann das Sicherheitsdeparte-
ment in Eigenregie festlegen.
Spruchreife Beschlüsse sind laut
Regierungsrätin Komposch erst
Ende Jahr zu erwarten.

Kontrovers zudiskutierenga-
bennebendenPolizeipostenund
den Zivilstandsämtern (siehe
Zweittext) auchweitereVorschlä-
gedesMassnahmenpaketsHaus-
haltsgleichgewicht (HG 2020).
So verteidigte Finanzdirektor Ja-
kob Stark etwa die Kürzung der
Kilometerentschädigung fürkan-
tonale Angestellte oder die Re-
organisation im Schätzungswe-
sen. Mit HG 2020 soll der Kan-
tonshaushalt um 20 Millionen
jährlich entlastet werden.

Für zwei Zivilstandsämter
Reorganisation Mit der vorge-
schlagenen Reduktion der An-
zahl Zivilstandsämter von heute
fünf aufderenzweihatdieRegie-
rungeinheissespolitischesEisen
ins Sparpaket «Haushaltsgleich-
gewicht 2020» eingebaut, wel-
ches schon einmal viel zu reden
gegeben hat. Und das, wie die
gestrigeParlamentssitzung zeig-
te, auch jetzt wieder tut. Denn
Regierungsrat und Grosser Rat
hatten sich 2009 bereits einmal
darauf geeinigt, im Kanton nur

noch ein Zivilstandsamt zentral
inWeinfeldenzu führen−erlitten
dann aber an der Urne Schiff-
bruch. Deshalb gibt es in jedem
Thurgauer Bezirk weiterhin ein
Zivilstandsamt. Nun macht die
Kantonsregierung in ihremMass-
nahmenpaket einen neuen An-
lauf.Dass es zweiÄmter (inFrau-
enfeld und Amriswil) sein sollen
und nicht nur eines, trug ihr Lob
undTadel ein.Damit bleibeman
«auf halbem Weg stehen», mo-
nierte etwaDavid Zimmermann

(SVP, Braunau). «Ich kann dem
Regierungsrat nur gratulieren»,
applaudiertehingegenBrunoLü-
scher (FDP, Aadorf), weil dieser
dendamals unterlegenenAntrag
für zwei Zivilstandsämter nun
doch noch durchsetzen wolle.
«Besser spät als nie.» Auch Re-
gierungsrätin Cornelia Kom-
posch erklärte die Pläne mit der
politischenHistorie: «UnserVor-
schlag ist nicht etwamutlos, son-
dernwir respektieren denVolks-
willen.» (ck)

Nachdenkliche Regierungsbank: Walter Schönholzer, Cornelia Komposch, Jakob Stark. Bild: Andrea Stalder

Gsaat isch gsaat

«Die Nähe des Polizeipostens
istwohlmitverantwortlich für
meinennahezu tadellosenLe-
benswandel.»
PeterDransfeld (SP,Ermatingen)
weiss die Bürgernähe der Thur-
gauer Polizei zu schätzen.

«DerFinanzministerhatnicht
vergessen, was der Gesund-
heitsministerweiss.»
... verspricht Finanzminister Ja-
kob Stark dem Gesundheitsmi-
nister Jakob Stark.

«JederRappenzählt−auchbei
uns imGrossenRat.»
Turi Schallenberg (SP, Bürglen)
hat esmit der Rappenspalterei.

«DasBundesgesetzgibtuns ja
eineArtnordkoreanischeFrei-
heit.»
Daniel Frischknecht (EDU, Ro-
manshorn)hatwenigFreude,das
Bundessteuergesetz im Kanton
umsetzen zumüssen.

DieKirchensteuern imVisier
Abgabe Vico Zahnd scheitertmit seinemAntrag, juristische Personen von obligatorischen
Kirchensteuern zu befreien.Mehrere Kantonsrätewären aber offen für eineDiskussion.

DieÄnderungdesGesetzes über
dieStaats-undGemeindesteuern
ist imGrossenRatwohlbeschlos-
sene Sache. Zu 95 Prozent muss
damit Bundesgesetz umgesetzt
werden. Die Fraktionen stehen
daher – wenn auch wenig enthu-
siastisch – hinter Kommission
undRegierung.Eintretenwarun-
bestritten, dieDiskussionwurde
in der ersten Lesung nicht be-
nutzt – nur Vico Zahnd (SVP,
Weingarten) äusserte sich.

Die Gesetzesänderung be-
trifft auchdieKirchensteuern ju-
ristischerPersonen.Zahndbean-
tragte an der gestrigen Sitzung,
diesen Paragrafen komplett aus
demGesetz zustreichen.Diesbe-

gründete er mit zwei Argumen-
ten.EinerseitshabeeinederLan-
deskirchen –nämlichdie katholi-
sche – keine Gleichstellung von
Mann und Frau. Von gewissen

Ämtern seienFrauenkategorisch
ausgeschlossen.Andererseits ak-
zeptiere sie keine Personen, die
gleichgeschlechtlich heiraten
wollen. Habe eine dieser Perso-
nen jedocheineFirma,müsse sie
trotzdemKirchensteuernzahlen.
«Der Mensch ist nicht willkom-
men, dasGeld seiner Firma aber
schon», sagteZahnd.Es sei Zeit,
diesenaltenZopfabzuschneiden.

Der Antrag wurde sehr deut-
lichabgelehnt.MehrereKantons-
räte gaben jedoch zu verstehen,
dass eine Diskussion über das
Thema durchaus sinnvoll sei –
nur eben nicht in diesem Rah-
men. «Die Thematik ist zuwich-
tig, um jetzt ohne Studium der

Fakten und ausführlicheDiskus-
siondarüberabzustimmen», sag-
teMarionTheler (Grüne, Bottig-
hofen). Auch Alex Frei (CVP,
Eschlikon) wünscht sich eine se-
riöse Diskussion. Er wandte zu-
demein, dass dieLandeskirchen
im Thurgau «mit sehr kleinen
Einschränkungen» Gleichbe-
rechtigunghätten.«Ich ladeVico
Zahnd ein, vorstössig zu wer-
den», sagte Anders Stokholm
(FDP, Frauenfeld). Eswäre nicht
das erste Mal. 2011 wurde eine
entsprechende Motion von
Zahnd fürnicht erheblicherklärt.
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Journal
Zwei neue
Kantonsräte vereidigt

Amtsgelübde An der gestrigen
Grossratssitzung im Rathaus
Weinfelden haben Roland Man-
serundChristophRegli ihrAmts-
gelübdeabgelegt.RolandManser
übernimmtdenPlatzdes zurück-
getretenen Thomas Bornhauser
in der FDP-Fraktion. Christoph
Regli (CVP) rückt für StefanGei-
ges nach. (ck)

PeterBühler in der
Justizkommission

ErsatzwahlPeterBühler (CVP,Et-
tenhausen) gehörtneuder Justiz-
kommission des Grossen Rates
an. Der Vorschlag wurde von al-
len Fraktionen unterstützt und
Bühler mit grosser Mehrheit ge-
wählt. Er folgt auf die aus dem
Parlament zurückgetretene
Christa Kaufmann. (ck)

Vico Zahnd, SVP-Kantonsrat,
Weingarten. Bild: Reto Martin


